
legen. Gesellschaft, Staat und Bürger sind gemeinsam 
daran interessiert, daß auch in diesen wichtigen Be­
reichen des persönlichen und des gesellschaftlichen Le­
bens sozialistische Grundsätze herrschen und jeder in 
seinen Rechten und Pflichten diesen Grundsätzen ge­
mäß gerecht und korrekt behandelt wird. Der Entwurf 
einer solchen Ordnung wurde mit dem vorliegenden 
Zivilgesetzbuch geschaffen.

Erörterung des ZGB-Entwurfs durch die Ausschüsse 
der Volkskammer

Die Durcharbeitung der im Gesetzentwurf vorgeschla­
genen Regelungen durch die Mitglieder der Volkskam­
merausschüsse war direkt mit der demokratischen Be­
ratung der Werktätigen über den Gesetzentwurf ver­
bunden. Sie war Bestandteil eines umfassenden demo­
kratischen Prozesses seiner endgültigen Fertigstellung. 
Von Beginn an haben die Abgeordneten und die Aus­
schüsse der Volkskammer an der öffentlichen Diskus­
sion aktiv mitgewirkt. So bereiteten z. B. die Mitglieder 
des Jugendausschusses ihre Beratung über den Gesetz­
entwurf u. a. durch die Teilnahme an zahlreichen Dis­
kussionsveranstaltungen von Jugendkollektiven vor. 
Zur Vorbereitung der Beratung des Ausschusses für 
Handel und Versorgung fanden viele Aussprachen der 
Mitglieder des Ausschusses mit Mitarbeitern der Han­
delseinrichtungen statt. Verschiedene Ausschüsse setz­
ten auch Arbeitsgruppen ein, die unter Hinzuziehung 
von Fachleuten den Entwurf durcharbeiteten und dabei 
die Ergebnisse von Diskussionsveranstaltungen aus­
werteten, an denen Mitglieder ihrer Ausschüsse teil­
genommen hatten.
Verständlicherweise hatte der Verfassungs- und Rechts­
ausschuß auf Grund des ihm erteilten Auftrags eine 
besonders intensive Arbeit zu leisten. Außer vielen 
Beratungen mit Werktätigen in verschiedenen Bereichen 
und der Teilnahme der Ausschußmitglieder an ent­
sprechenden Veranstaltungen sowie der umfangreichen 
Tätigkeit einer speziellen Arbeitsgruppe führte der 
Ausschuß in seiner Gesamtheit drei ganztägige Bera­
tungen über den Gesetzentwurf durch. Dort wurden die 
vom Ausschuß selbst erarbeiteten Vorschläge, die von 
den anderen Ausschüssen der Volkskammer sowie die 
in der öffentlichen Diskussion unterbreiteten Vorschläge 
gründlich erörtert. Diesen Beratungen gingen jeweils 
langfristige Vorarbeiten einer größeren Arbeitsgruppe 
von Abgeordneten und Fachberatern des Ausschusses 
voraus, zu denen Wissenschaftler — vor allem Spezia­
listen des Zivilrechts — und erfahrene Juristen aus dem 
Ministerium der Justiz sowie Praktiker aus anderen 
Staatsorganen hinzugezogen wurden.
In Problemdiskussionen, in Beratungen der Mitglieder 
der Arbeitsgruppe in ihren Wahlkreisen oder Wirkungs­
bereichen sowie in speziellen, auf die genauere Unter­
suchung einzelner Probleme orientierten Aussprachen 
der Arbeitsgruppe, z. B. in Dessau über die zweck­
mäßigste Regelung der mietrechtlichen Bestimmungen, 
wurden die Regelungen des Entwurfs allseitig und 
gründlich geprüft. Es wurden die dazu unterbreiteten 
verschiedenartigen Vorschläge miteinander verglichen, 
um schließlich zu einer übereinstimmenden optimalen 
Lösung zu kommen. Dadurch wurden teilweise auch 
mehrere Vorschläge miteinander kombiniert und zu 
einem Vorschlag vereinigt Auf diese Weise vorbereitet, 
konnte der Ausschuß in seiner Sitzung am 29. April 1975 
schließlich das Ergebnis der Diskussion des Gesetzent­
wurfs zusammenfassend beraten und seine Änderungs­
vorschläge vorlegen.
In diesem Zusammenhang möchte ich besonders hervor­
heben, daß sich sowohl die Arbeitsgruppen als auch der 
gesamte Ausschuß in allen Phasen der Arbeit auf die 
tatkräftige Hilfe und fruchtbare Zusammenarbeit mit

der Leitung und den Mitarbeitern des Ministeriums der 
Justiz stützen konnten. Sie waren in alle Beratungen 
aktiv einbezogen, standen den Mitgliedern des Aus­
schusses stets zur Konsultation zur Verfügung, leisteten 
eine umfangreiche Arbeit bei der Auswertung der Dis­
kussionsergebnisse und sorgten auch in technischer Hin­
sicht dafür, daß der Ausschuß die ihm gestellte Auf­
gabe bewältigen konnte. Namens aller Mitglieder des 
Ausschusses möchte ich die Gelegenheit nutzen, um der 
Leitung und den Mitarbeitern des Ministeriums der 
Justiz dafür herzlich zu danken.
Die vorliegende überarbeitete Fassung des ZGB-Ent­
wurfs weist gegenüber dem im September vorigen Jah­
res zur ersten Lesung übergebenen ursprünglichen Ent­
wurf 360 Veränderungen aus. Sie sind das zusammen­
gefaßte und ausdiskutierte Ergebnis aller Vorschläge 
und Hinweise, die in der Diskussion unterbreitet wur­
den. Einige Änderungen bringen die übereinstimmende 
Auffassung mehrerer Ausschüsse der Volkskammer zum 
Ausdruck. Soweit es erforderlich war, erfolgte über 
einzelne Vorschläge auch eine eingehende Abstimmung 
mit den zuständigen Organen der Regierung.

Zu einigen Ergebnissen der öffentlichen Diskussion 
über den ZGB-Entwurf

Die Auswertung hat ergeben, daß der Entwurf in allen 
Aussprachen und Beratungen sowohl seiner konzeptio­
nellen Anlage nach als auch vom Inhalt der Regelungen 
her prinzipielle Zustimmung gefunden hat. Es gab keine 
grundsätzliche Ablehnung der im Entwurf entwickelten 
inhaltlichen Linie. Besonders wurde auch die Verständ­
lichkeit seiner sprachlichen Gestaltung begrüßt. Es 
wurde oft hervorgehoben, daß es im Gegensatz zum 
früheren BGB jetzt möglich ist, die zivilrechtlichen 
Rechte und Pflichten zu überschauen und zu verstehen. 
Der Verfassungs- und Rechtsausschuß möchte unter­
streichen, daß auch das ein für die Volkskammer wich­
tiges Ergebnis der Diskussion ist, weil damit eine we­
sentliche Voraussetzung geschaffen ist, daß auch das 
Zivilgesetzbuch nach seinem Inkrafttreten ein Gesetz­
buch wird, mit dem die Werktätigen umzugehen ver­
mögen und das keine Geheimwissenschaft der Berufs­
juristen bleibt. Viele der im überarbeiteten Entwurf 
vorgeschlagenen Änderungen dienen dazu, ihn auch in 
diesem Sinne noch weiter zu verbessern, eine noch kla­
rere inhaltliche Bestimmung der Rechte und Pflichten 
der Bürger und der Betriebe in ihren zivilrechtlichen 
Verhältnissen zu erreichen und die einzelnen Regelun­
gen noch präziser und zugleich verständlicher zu fas­
sen.
Ich möchte hier nur ein Beispiel nennen: In der Dis­
kussion wurde mehrfach das Problem aufgeworfen, ob 
das Gesetzbuch genügend sichert, daß die Betriebe in 
den Vertragsbeziehungen, die die Bürger beim Kauf 
von Industriewaren oder im Dienstleistungsbereich mit 
ihnen eingehen, ihre stärkere Stellung nicht ausnutzen 
und den Bürgern gewissermaßen die Vertragsbedingun­
gen diktieren können. Von vielen Werktätigen wurde 
vorgeschlagen, dieses Problem noch einmal zu prüfen 
und hier präzise Rechtsgarantien zu schaffen. Das be­
traf u. a. auch die Regelung über Allgemeine Liefer- 
und Leistungsbedingungen in § 46. Hier war ursprüng­
lich die Möglichkeit offengelassen, daß solche Vertrags­
bedingungen auch durch die Betriebe oder wirtschafts­
leitenden Organe festgelegt werden können, wie es teil­
weise noch der gegenwärtigen Praxis entspricht. Die 
Beratung ergab, daß es im Interesse der Rechtssicher­
heit der Bürger und der einheitlichen Durchsetzung der 
Grundsätze des Zivilgesetzbuchs besser ist, den Betrie­
ben oder Kombinaten nicht selbst zu überlassen, nach 
welchen Allgemeinen Bedingungen sie ihre Kauf- oder 
Dienstleistungsverträge mit den Bürgern abschließen.
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